
 
 

 

 
Alt Duvenstedt 

 
 

Planvorhaben: B-Plan 18 
 
Stand: 18.06.2025 
 
 
Abwägungsvorschläge zu den folgenden Verfahrensschritten: 
 

• Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB in der Zeit:  26.02.2025 – 31.03.2025 

 
 
 

Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
 
 
Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
- inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 
  
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben eine Stellungnahme abgegeben, in der inhaltliche Belange vorgetragen sowie 
Anregungen und Hinweise mitgeteilt werden: 
 

Nr. Behörden/TöBs Datum der Stellungnahme 

2 Abwasserzweckverband Wirtschaftsraum Rendsburg 07.04.2025 

3 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerk. Naturschutzverbände  31.03.2025 

7 Archäologisches Landesamt SH 18.03.2025 

12 Bundesnetzagentur – Ref. 226 Richtfunk 27.02.2025 

23 Kreis Rendsburg Eckernförde - Regionalentwicklung 31.03.2025 

29 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 11.03.2025 

30+ 

31 

Ministerium für Inneres, Kommunales – Landesplanung 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

03.04.2025 

33 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr SH 26.03.2025 

35 Schleswig-Holstein Netz AG 18.03.2025 

42 Eisenbahn-Bundesamt 14.03.2025 
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Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden 
- keine Abgabe einer Stellungnahme 
 
Die folgenden Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 
haben keine Stellungnahme oder keine inhaltlich relevante Stellungnahme abgegeben: 
 

Nr. Behörde/TöB/Nachbargemeinde 

1 Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde GmbH                                        STN vom 18.03.2025 

4 Amt Fockbek für die Gemeinde Rickert 

5 Amt Hohner Harde für die Gemeinde Lohe-Föhrden 

6 Gemeinden Neu Duvenstedt, Ahlefeld-Bistensee, Holzbunge, 

Borgstedt und Owschlag über das Amt Hüttener Berge                            STN vom 19.03.2025 

8 BUND 

9 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz der Bundeswehr                   STN vom 07.03.2025 

10 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

11 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas - Nordoe 

13 Stadt Rendsburg 

14 Dataport AöR                                                                                             STN vom 28.02.2025 

15 Deutsche Telekom Technik GmbH                                                            STN vom 26.02.2025 

16 Feuerwehr Alt Duvenstedt Gemeindewehrführer                                      STN vom 04.03.2025 

17 Gasunie Deutschland Transport Services 

18 Gebäudemanagement Schleswig-Holstein                                               STN vom 24.03.2025 

19 Gemeinde Fockbek 

20 GVG Glasfaser GmbH 

21 Handwerkskammer Flensburg                                                                   STN vom 26.02.2025 

22 Industrie- und Handelskammer zu Kiel                                                      STN vom 31.03.2025 

24 Landesamt für Denkmalpflege SH 

25 Landesamt für Landwirtschaft – LLNL – Untere Forstbehörde                  STN vom 31.03.2025 

26 Landesamt für Umwelt Schleswig-Holstein 

27 Landesamt für Vermessung und Geoinformation 

28 LKA – Kampfmittelräumdienst SH                                                             STN vom 26.02.2025 

32 Ministerium für Wirtschaft, Verkehr & Straßenbau 

34 Naturschutzbund NABU 

36 Stadtwerke Kiel 

37 TenneT TSO GmbH                                                                                  STN vom 26.02.2025 

38 Vodafone Deutschland GmbH                                                                   STN vom 11.03.2025 

39 Wasser- und Bodenverband Duvenstedt 

40 Zweckverband für die Breitbandversorgung im mittleren Schleswig-Holstein 

41 Deutsche Bahn AG 

43 Norddeutsche Verkehrsbetriebe 

44 WBV Obere Sorge                                                                                     STN vom 13.03.2025 

45 Entwicklungsagentur für den Lebens- und Wirtschaftsraum Rendsburg   STN vom 09.05.2025 
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Teil I 
Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Träger  

öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden  

 
Inhaltliche Belange, Anregungen und Hinweise 

 

Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

2 Abwasserzweckverband Wirtschaftsraum Rendsburg 

Stellungnahme vom 07.04.2025 

 Bitte entschuldigen Sie die verspätete Abgabe 
dieser Stellungnahme für den Abwasserzweck-
verband Wirtschaftsraum Rendsburg als Träger der 
Schmutzwasserbeseitigung: 
 
Folgende Flurstücke sind bereits durch ein 
Freigefällekanal bzw. durch Kleinpumpwerke mit 
Anschluss an die vorhandene Schmutzwasser-
kanalisation erschlossen - Flurstücke 9/3-6 
Künzeler Weg (5-7), 112, 18,64 und 19/1 (Rickerter 
Weg 2-8).  
 
Der vorhandene SW-Kanal STZ 200 im Rickerter 
Weg ist ausreichend dimensioniert und soweit in 
Ordnung. In einer Haltung ist ein Schaden 
festgestellt worden, der dieses Jahr im Rahmen der 
Kanalsanierung behoben wird.  
 
Die Anschlusshöhe des SW-Kanals beträgt im 
Rickerter Weg gemäß Kataster (Schacht 
0032Ü004) 6,14 mNHN. Die Erschließung des 
Flurstücks 15/ 1 kann über die vorgesehene 
Erschließungsstraße vom Rickerter Weg erfolgen. 
Da das vorh. Gelände in westlicher Richtung relativ 
eben ist, wird ein Anschluss im Freigefälle nach 
dem derzeitigen Kenntnisstand nicht möglich sein. 
Das anfallende Abwasser ist über eine 
Freigefällekanal in einem Abwasserpumpwerk zu 
sammeln und wird über eine Druckleitung in der 
geplanten Erschließungsstraße in den vorh. SW-
Kanal in den Rickerter Weg gefördert.  
 
Ein Standort für das Pumpwerk ist im Tiefpunkt 
auszuweisen unter Berücksichtigung sonstiger 
Belange (z.B. außerhalb des Kronenbereichs vorh. 
Bäume) / vorgesehener Nutzung sowie außerhalb 
des zeitweise überfluteten Geländes. Hierfür ist 
eine Fläche von min. 8,0 x 4,0 m vorzusehen zzgl. 
einer Aufstellfläche für ein Fahrzeuge. Der Standort 
sollte eine direkte Zuwegung erhalten, so dass das 
Pumpwerk auch mit Spülfahrzeugen problemlos 
erreichbar ist.  
 
Gemäß dem Auszug des Umweltberichtes wurden 
teilweise hohe Grundwasserstände und Torfboden 
angetroffen. Für die Herstellung der Abwasser-
anlagen können die beschriebenen Baugrund-
verhältnisse zu erhöhten Aufwand führen und 

Die Ausführungen und Hinweise zu 
bestehenden und künftigen 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen 
werden zur Kenntnis genommen und 
im Rahmen der Planung 
berücksichtigt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

sollten insbesondere für den Pumpwerksstandort 
detailliert geprüft werden.  
 
Hinweis:  
Es wäre zu prüfen, ob ein Anschluss der 
Grundstücke auf dem Flurstück 15/1 an den vorh. 
SW-Kanal (Sohlhöhe ca. 5,80 mNHN) über den 
Künzleweg zwischen Grundstück Nr. 7 und 9 
(vorgesehene Fußweg-Verbindung aus B-Plan 16) 
ggf. möglich wäre.  
 
Sollte das Flurstück 112 geteilt werden, ist für den 
rückwärtigen Bereich des Flurstücks 112 (bisher 
Eselweide) ein zusätzlicher Anschluss ggf. 
erforderlich. Die Lage und Art (ggf. Kleinpumpwerk) 
der Vorstreckung ist in diesem Fall zu prüfen.  
 
Das Flurstück 111 ist gemeinsam mit Flurstück 112 
mit Kleingewerbe bebaut und wird u.a. als 
Stellfläche genutzt. Für das Flurstück 111 ist 
gemäß den Katasterunterlagen keine eigene 
Vorstreckung vorhanden.   

3 AG-29 Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände 

Stellungnahme vom 31.03.2025 

 Vielen Dank für die Bereitstellung der Unterlagen 
zu vorstehend genannter Planung.  
 
Die in der AG-29 zusammengeschlossenen 
Naturschutzverbände verweisen hinsichtlich des  
Umfanges und des Detaillierungsgrades der 
Umweltprüfung auf die in § 2 (4) und § 2a (2)  
BauGB sowie in der Anlage 1 des BauGB 
festgelegten Standards.  
 
Die AG-29 behält sich vor, im weiteren Verfahren 
umfassend vorzutragen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 

7 Archäologisches Landesamt SH 

Stellungnahme vom 18.03.2025 

 Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf 
archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 2 
DSchG SH 2015 durch die Umsetzung der 
vorliegenden Planung feststellen.  
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den 
vorliegenden Planunterlagen zu.  
  
Der überplante Bereich befindet sich jedoch in 
einem archäologischen Interessengebiet. Dieses 
archäologische Interessengebiet dient zur 
Orientierung, dass mit einem erhöhten Aufkommen 
an archäologischer Substanz d.h. mit 
archäologischen Denkmalen zu rechnen ist. 
  
Wir verweisen deshalb ausdrücklich auf § 15 
DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder 
findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über 
die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde 
mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen. Laut Email des 
Archäologischen Landesamtes vom 
08.05.2025 ist keine archäologische 
Voruntersuchung notwendig. 
 
 
Ein Hinweis zu §15 DSchG SH wird in 
die Begründung aufgenommen. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder 
des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, 
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die 
zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. 
Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 
erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. 
  
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur 
Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie 
Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
 
Anlage: Auszug aus der archäologischen 
Landesaufnahme 

12 Bundesnetzagentur – Ref. 226 Richtfunk 

Stellungnahme vom 27.02.2025 

 Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bestätigen den Eingang Ihrer Anfrage.  
Ihr Schreiben wurde an die in CC genannten 
Stellen weitergeleitet. 
 
Zusätzlich haben Sie die Möglichkeit, eine 
Funkbetreiberauskunft (u. a. Richtfunk) gesondert 
per E-Mail an funkbetreiberauskunft@bnetza.de  
anzufragen.  
[…] 
 
Hinweise:  
(1)          Für die Funkbetreiberauskunft ist die 
Angabe der Koordinaten im Formular zwingend 
erforderlich. Hierzu können Sie sich auch an den 
Planungsträger wenden.  
 
(2)          Beträgt die Bauhöhe weniger als 20 Meter, 
dann ist eine Betroffenheit des Richtfunks 
unwahrscheinlich. In diesem Fall ist eine Richtfunk-
Untersuchung nicht erforderlich. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. 

23 Kreis Rendsburg-Eckernförde – Regionalentwicklung 

Stellungnahme vom 31.03.2025 

 Zur vorliegenden Bauleitplanung, hier eingegangen 
am 26.02.2025, nehmen die beteiligten  
Dienststellen wie folgt Stellung:  
 
 
• Fachdienst Regionalentwicklung und Mobilität 
(Regionalentwicklung)  
 
Die Gemeinde Alt Duvenstedt möchte ein ca. 
31.150 m² großes dörfliches Wohngebiet  
gemäß § 5a BauNVO ausweisen. Der 
Geltungsbereich befindet sich im Süden der Ge- 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen sind korrekt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

meinde Alt Duvenstedt südlich der Straße 
'Künzleweg' sowie westlich der Straße 'Rickerter 
Weg'.  
 
In den vorgelegten Unterlagen werden noch keine 
konkreten Angaben zur Anzahl der  
Wohneinheiten und zur Aufteilung der verschieden 
Nutzungsarten gemacht, weshalb eine  
Stellungnahme vorbehalten bleibt.  
 
  
• Fachdienst Bauaufsicht und Denkmalschutz 
(untere Denkmalschutzbehörde)  
 
Das Planungsgebiet liegt zum Teil innerhalb eines 
archäologischen Interessengebietes.  
Vor jeglichen Erdarbeiten ist daher unbedingt das 
archäologische Landesamt zu kontaktieren, um 
eventuell notwendig werdende Untersuchungen 
durchzuführen.  
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: 
Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies 
unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde 
der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die 
Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin 
oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den 
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers,  
auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur  
Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die 
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit 
die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben 
das Kulturdenkmal und die Fundstätte in 
unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es 
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung 
erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen 
seit der Mitteilung. Archäologische 
Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch 
dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit.  
 
Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein  
Brockdorff-Rantzau-Straße 70, 24837 Schleswig  
E-Mail alsh@alsh.landsh.de  
Telefon 04621 387-0  
Fax 04621 387-55  
 
  
• Fachdienst Umwelt (untere Naturschutzbehörde)  
 
17. Änd. F-Plan   
Es ist beabsichtigt, diverse Flächen in die Planung 
einzubeziehen, die von Knicks umgeben sind. Die 
naturschutzfachlichen Anforderungen des 
Biotopschutzes sind zu beachten, zumal 
eingetragene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
überplant werden.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Archäologische Landesamt 
wurde ebenfalls beteiligt. Es wurde 
mit Mail vom 08.05.2025 bestätigt, 
dass keine archäologische 
Voruntersuchung notwendig ist. 
Ein Hinweis zu Zufallsfunden wird in 
der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge der Planung wird ein 
Artenschutzgutachten sowie ein 
Umweltbericht mit Grünordnungsplan 
erstellt. Der notwendige Ausgleich 
wird im Rahmen der weiteren Planung 
mit der UNB abgestimmt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
B- Plan 18 GE westlich Rickerter Weg   
Die Eignung zur baulichen Entwicklung ist - in dem 
von Überflutungen gekennzeichneten Gebiet - 
ergänzend zu prüfen.    
 
Der Großbaumbestand ist zu erhalten und ggfs. vor 
künftigen Eingriffen baumpflegerisch zu 
untersuchen. Für das vorgesehene Wohngebiet im 
südlichen Teil ist ein nachhaltiger Schutz des 
Grenzknicks sicherzustellen.    
 
 
Es sind im Kompensationskataster des Landes S-H 
sowie in der Bestandsaufnahme für die 
Grünordnung naturschutzrechtliche Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen in dem Einzugs- und 
Geltungsbereich des geplanten Baugebietes 
aufgeführt. Es ist anzugeben, wann diese 
durchgeführt werden bzw. wie diese ersetzt werden 
sollen. Im Südteil des Bebauungsgebietes Nr. 16 ist 
ein Gehölzstreifen von 1,50 m Breite zu schmal, um 
eine wirksame Abgrenzung im Landschaftsbild und 
zu den Emissionen des künftigen Gewerbebe-
triebes sicherzustellen.   
 
Knicks sind geschützte Biotope nach § 21 
Landesnaturschutzgesetz. Für die randlichen  
Knicks - mit einer erheblichen Länge - an 
wohnbaulich und gärtnerisch intensiv genutzten  
Grundstücken gelegen, ist ein „Abstandsstreifen“ 
für den Knickschutz nicht ausreichend.  
Der Satzungsgeber ist zur Gewährleistung des 
Biotopschutzes verpflichtet.   
 
Da der Umweltbericht und der 
artenschutzrechtliche Fachbeitrag nicht vorliegen, 
bleibt ein weiteres Vorbringen vorbehalten.  
 
  
 
• Fachdienst Umwelt  
(untere Wasserbehörde, Gewässeraufsicht)  
 
Aus Sicht der UWB bestehen unter Beachtung der 
nachfolgend aufgeführten Nebenbestimmungen 
keine Bedenken gegen die Aufstellung des B-Plan 
18, sowie die 17. Änderung des F-Plans:  
 
Innerhalb des Plangebietes verlaufen zwei 
Rohrleitungen ohne Gewässereigenschaften  
(RoG) des WBV Duvenstedt (siehe Plan). Gemäß 
Satzung des WBV Duvenstedt haben alle baulichen 
Anlagen und tiefwurzelnde Pflanzen einen Abstand 
von mindestens 5,0 Meter zur Rohrleitungsachse 
einzuhalten.  
 
Die Lage der RoG ist in der Örtlichkeit zu prüfen.  
 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen. Sollte es zu 
Baumfällungen, Knickdurchbrüchen  
oder Beeinträchtigungen kommen, 
wird entsprechender Ausgleich mit der 
UNB abgestimmt. 
 
Der Hinweise werden zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen der 
weiteren Planung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Die Leitungen befinden 
sich in einem bereits heute baulich 
genutzten Bereich. 
Die Vorgaben der Verbandssatzung, 
insbesondere die Einhaltung eines 
Schutzabstandes von 5,0 m zu 
baulichen Anlagen und tiefwurzelnden 
Gehölzen, sind im Rahmen der 
nachfolgenden Bauausführung zu 
berücksichtigen. Aufgrund der 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
 
 
• Fachdienst Umwelt  
(untere Wasserbehörde, Abwasser)  
 
Gegen die geplante Aufstellung des B-Planes Nr. 
18 u. der 17. Änderung gibt es keine  
grundsätzlichen Bedenken.   
 
Niederschlagswasser:  
Gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des 
Erlasses A-RW 1 vom 10.10.2019 ist bei der F- und 
B-Planaufstellung besonderes Augenmerk auf die 
Niederschlagswasserbeseitigung zu richten. Dabei 
ist zu beachten, dass der natürliche Wasser-
haushalt der potentiell natürlichen Ursprungs-
flächen als Versickerung, Verdunstung und Abfluss 
in ein Oberflächengewässer nicht relevant 
verändert werden darf. Das bedeutet, dass der 
Oberflächenabfluss von zu befestigenden Flächen 
auf den landwirtschaftlichen Abfluss vermindert und 
die Versickerung und insbesondere die 
Verdunstung auf dem Grundstück bzw. im B-Plan 
gegenüber den bisherigen konventionellen Planun- 
gen erhöht werden müssen.  
 
Im Rahmen der Planung ist die 
Wasserhaushaltsbilanz nach A-RW 1, vor 
Rechtskrafterlangung der Bauleitplanung, bei der 
unteren Wasserbehörde vorzulegen.  
 
Schmutzwasser:  
Keine Anregungen und Bedenken zu dem 
Vorhaben.  
 
  
• Fachdienst Umwelt  
(untere Bodenschutzbehörde)  
 
Die bodenschutzrechtlichen Aspekte sind in den 
vorliegenden Unterlagen bisher nicht be-
rücksichtigt worden und sind in der Planung und 
Umsetzung ausreichend darzustellen und  

bestehenden baulichen Prägung des 
Bereiches ergeben sich aus der 
Planung keine zusätzlichen 
Betroffenheiten oder 
Einschränkungen für die Unterhaltung 
der Leitungen. 
Der Wasser- und Bodenverband 
Duvenstedt wurde im Verfahren 
beteiligt, hat jedoch keine 
Stellungnahme abgegeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Entwässerung 
werden zur Kenntnis genommen und 
im Rahmen der Erschließungsplanung 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Bodenschutz 
werden zur Kenntnis genommen und 
im Rahmen der weiteren Planung 
berücksichtigt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

zu berücksichtigen.  
 
Im Zuge der Planungen und Baumaßnahmen sind 
die Vorgaben des Baugesetzbuches (§ 202 BauGB 
- Schutz des humosen Oberbodens und § 34 Abs. 
1 Satz 2, BauGB - Wahrung der gesunden Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse), der Bundes-Bodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV, §§ 6-8) des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG  
u.a. § 7 Vorsorgepflicht) sowie des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes (KrWG u.a. § 2 und § 6) 
einzuhalten.  
 
Hinweis: 
Das in der Begründung erwähnte Bodengutachten 
stand als Unterlage nicht zur Verfügung. Aufgrund 
der beschriebenen Situation ist davon auszugehen, 
dass für die Bebauung im zentralen mittleren bzw. 
westlichen Bereich (feuchte Wiese/hoher Grund- 
wasserstand) ein/e Bodenaufschüttung / 
Bodenauftrag notwendig ist - entsprechend der  
Vorgehensweise bei den nördlich gelegenen 
Einfamilienhäusern außerhalb des B-Plan- 
Gebietes.  
 
Wir weisen darauf hin, dass die UBB vor der 
Bauausführung folgende Unterlagen fordert:  
Aufgrund der Beeinträchtigungen des Bodens im 
Rahmen der Baumaßnahmen ist die Erstellung 
eines Bodenschutzkonzepts zwingend erforderlich. 
Es ist detailliert zu beschreiben, welcher Boden in 
welchem Bauabschnitt anfällt bzw. beeinträchtigt 
wird und wie damit konkret umgegangen werden 
soll (maßgeblicher Grundsatz Verwertung vor 
Beseitigung, Schutz des humosen Oberbodens). 
Dabei ist insbesondere der schonende Umgang  
mit den verdichtungsanfälligen Böden/Moorböden 
bzw. stark humosen Böden und Torfen im Bereich 
der geplanten Maßnahmen zu berücksichtigen Das 
Konzept ist vor Baubeginn der zuständigen UBB 
zur Abstimmung vorzulegen.  
 
  
Altlasten:  
Innerhalb des Plangeltungsbereiches befinden sich 
nach heutigem Kenntnisstand (Stand 03/2025) 
keine Altablagerungen und keine Altstandorte.  
 
Sollten bei der Bauausführung organoleptisch 
auffällige Bodenbereiche angetroffen werden (z.B. 
Plastikteile, Bauschutt, auffälliger Geruch oder 
andere Auffälligkeiten), ist die untere 
Bodenschutzbehörde des Kreises Rendsburg-
Eckernförde umgehend zu informieren.  
 
  
Weitere Hinweise:  
Seit dem 01.08.2023 gilt die Mantelverordnung mit 
der neuen Bundesbodenschutz- und  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wird in der Begründung 
ergänzt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Altlastenverordnung und der Ersatzbaustoff-
verordnung (EBV). Das bedeutet, dass die  
Analytik entsprechend von LAGA/DepV auf 
EBV/DepV umgestellt und der Parameterumfang 
der neuen BBodSchV beachtet werden muss.   
 
 
Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete 
Bodenmengen gilt:   
Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und 
§ 7 Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 
Tabelle 1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe 
zu analysieren und entsprechend zu verwerten. Der 
übrige Bodenaushub (mineralischer Boden) ist 
zwingend nach den Vorgaben der 
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 
3 zu untersuchen und entsprechend den 
Ergebnissen zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und 
§§ 14 und 16 EBV).  
 
  
• Fachdienst Verkehr  
(untere Straßenverkehrsbehörde)  
 
Seitens der Straßenverkehrsbehörde des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken, da von der bisherigen 
Planung straßenverkehrsrechtliche Belange noch 
nicht berührt werden. Eventuelle 
straßenverkehrsrechtliche Anordnungen können 
allenfalls einzelfall- und fallbezogen erfolgen.  
 
 Weitere Anregungen werden vom Kreis 
Rendsburg-Eckernförde nicht vorgetragen. Nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung 
wird um Vorlage des Abwägungsergebnisses  
gebeten. Ich bitte um Beteiligung im weiteren 
Planverfahren. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 

29 Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein 

Stellungnahme vom 11.03.2025 

 Grundsätzlich bestehen aus unserer Sicht zu der 
o.a. Bauleitplanung keine Bedenken.  
 
Wir empfehlen jedoch, die Inhaber der 
landwirtschaftlichen Nebenerwerbsbetriebe bei der 
Aufstellung des konkreten Bebauungsplanes in die 
Planung einzubeziehen, damit betriebliche 
Belange, z. B. bei der Festlegung der Baugrenzen, 
berücksichtigt werden. Bei Berücksichtigung 
bestehen keine weiteren Anregungen gegenüber 
o. a. Bauleitplanung. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 

30 

+ 

31 

Ministerium für Inneres, Kommunales – Landesplanung 

Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht 

Stellungnahme vom 03.04.2025 

 Mit Schreiben vom 26.02.2025 informieren Sie über 
die 17. Änderung des Flächennutzungsplanes und 

Die Ausführungen sind korrekt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18 der 
Gemeinde Alt Duvenstedt.  
Ziel der Planung ist die Schaffung eines ca. 3,1 ha 
großen dörflichen Wohngebietes südlich der 
Bebauung Künzleweg und westlich Rickerter Weg. 
Konkret sollen zwei landwirtschaftliche Hofstellen, 
ein Gewerbebetrieb, ein Bauhof und mehrere  
Wohngebäude im Bestand überplant werden. 
Darüber hinaus soll dem bestehenden  
Gewerbebetrieb auch eine Erweiterungsmöglichkeit 
in Form von Lagerflächen und Gewerberäumen im 
westlichen Bereich gegeben werden. Der Umfang 
der geplanten Wohnbebauung ist noch nicht 
bekannt. Es sollen aber Mehrfamilienhäuser 
entwickelt werden. Im Flächennutzungsplan wird 
die Fläche zum Großteil als Fläche für die  
Landwirtschaft dargestellt. Lediglich ein kleiner Teil 
wird als gemischte Baufläche dargestellt. Der 
Flächennutzungsplan soll entsprechend geändert 
werden.   
 
Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der 
Bauleitplanung wie folgt Stellung:  
 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse 
der Raumordnung ergeben sich aus der am 
17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung 
über den Landesentwicklungsplan Schleswig-
Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021  
(LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert 
durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 
(GVOBl. Schl.-H., 2025/28) sowie dem 
Regionalplan III (Amtsbl. Schl.-H. 2001, Seite  
49).  
 
Die Gemeinde Alt Duvenstedt liegt nach den 
Festlegungen des Regionalplans III im ländlichen 
Raum im Stadt- und Umlandbereich um Rendsburg 
und gehört nicht zu den Siedlungsschwerpunkten.  
 
Die Gemeinde Alt Duvenstedt gehört darüber 
hinaus zum Stadt-Umland-Bereich Rendsburg und 
ist Teil der Entwicklungsagentur für den Lebens- 
und Wirtschaftsraum Rendsburg. Die Kooperation 
stimmt die wohnbauliche Entwicklung der Region 
über einen Entwicklungsplan ab, der von allen 
Gebietskörperschaften beschlossen wird. Der  
Gebietsentwicklungsplan für den Lebens- und 
Wirtschaftsraum Rendsburg wurde im Jahr  
2023 zum vierten Mal fortgeschrieben.   
 
Der vorgelegte Plangeltungsbereich ist in der 4. 
Fortschreibung des Gebietsentwicklungsplanes als 
Entwicklungsfläche in der 1. Prioritätsstufe 
dargestellt. Laut Begründung und der 4. 
Fortschreibung des Gebietsentwicklungsplanes 
sollen auf der Fläche bis zu 10 Wohneinheiten 
entwickelt werden. Insofern entspricht die Planung  
grundsätzlich den Zielsetzungen aus dem 
Gebietsentwicklungsplan.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur 
Kenntnis genommen und ggf. in der 
Begründung ergänzt. 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 
Aus Sicht der Landesplanung bestehen daher 
gegenüber der geplanten wohnbaulichen  
Entwicklung keine Bedenken. Auch gegenüber der 
geplanten gewerblichen Erweiterung bestehen 
keine landesplanerischen Bedenken, da die 
Erweiterung eines ortsansässigen Betriebes 
ermöglicht werden soll (vgl. Ziffer 3.7 Abs. 1 LEP-
VO 2021). 
 
Aus den vorgelegten Planunterlagen geht hervor, 
dass ein größeres Gebiet mit verschiedenen 
geplanten und bestehenden Nutzungen überplant 
werden soll. Ein konkreter Bebauungsplanentwurf 
ist bislang aber nicht Teil der Planunterlagen, 
sondern lediglich eine Übersicht der geplanten 
Nutzungen. Inwiefern die verschiedenen Nutzungen  
innerhalb des Gebietes sowie angrenzend an die 
bestehende Wohnbebauung miteinander  
kompatibel umsetzbar sind, geht aus den 
Planunterlagen noch nicht hervor. Diese sollte  
geprüft werden. Bezüglich der Art der baulichen 
Nutzung sowie der Herstellung von gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnissen im Plangebiet 
verweise ich ergänzend auf die Stellungnahme des 
Referates für Städtebau und Ortsplanung; 
Städtebaurecht.   
 
  
Gegenüber den Planungsabsichten bestehen aus 
landesplanerischer Sicht insgesamt  
keine grundsätzlichen Bedenken. Eine 
abschließende Stellungnahme wird aber bis zur  
Vorlage konkretisierter Planunterlagen 
zurückgestellt. Diese sollten dann auch Aussagen  
zum Umfang der geplanten Wohnbebauung 
enthalten.  
 
Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die 
Erfordernisse der Raumordnung und greift  
damit einer planungsrechtlichen Prüfung des 
Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über  
die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist 
mit dieser landesplanerischen Stellungnahme nicht 
verbunden.  
 
 
 
Aus Sicht des Referates für Städtebau und 
Ortsplanung, Städtebaurecht, werden  
ergänzend folgende Hinweise gegeben:  
 
Die Gemeinde Alt Duvenstedt favorisiert 
„südwestlich des Rickerter Weges 1, nördlich und  
nordwestlich des Rickerter Weges 3, südlich der 
vorhandenen Bebauung am Künzleweg 2- 
20 und 9-17 sowie nördlich und nordöstlich der 
oberhalb des Rickerter Weges liegenden  
Grünflächen“ zu entwickeln.  

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Bebauungskonzept sowie die 
Prüfung der Vereinbarkeit der 
verschiedenen Nutzungen und ggf. 
notwendige Festsetzungen zu 
Immissionen erfolgen im weiteren 
Verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen sind korrekt 
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Stellungnahmen  

- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Entsprechend dem vorgelegten städtebaulichen 
Entwurf sollen die planungsrechtlichen  
Voraussetzungen für eine wohnbauliche 
Entwicklung und gewerbliche Erweiterung für  
Lagerflächen sowie Gewerberäume sowie die 
Klarstellung der planungsrechtlichen Situation für 
den gesamten Bereich südlich des ‘Künzlewegs‘ 
sowie westlich des ‘Rickerter Wegs‘ hergestellt 
werden, dessen Gebietsdurchmischung die eines 
klassischen Dörflichen Wohngebietes entspricht.   
 
 
>>> Den Planunterlagen lag eine gemeinsame 
(Kurz-)Begründung sowohl für den F-Plan  
als auch für den B-Plan der Gemeinde Alt 
Duvenstedt bei.  
 
Da es sich bei der Änderung des 
Flächennutzungsplanes und der Aufstellung eines  
Bebauungsplans um zwei eigenständige 
Bauleitplanverfahren handelt, ist jeweils eine 
Begründung für den F-Plan und eine für den B-Plan 
im Sinne des § 2a Satz 2 Ziffer 1 BauGB 
anzufertigen. Dabei sollte aus den 
unterschiedlichen Begründungen erkennbar sein, 
welche Aspekte auf der F-Plan-Ebene und welche 
auf der B-Plan-Ebene zu behandeln sind. Die 
jeweilige Begründung sind jeweils auf die F- bzw. 
B-Plan-Ebene anzupassen und die Inhalte sind 
entsprechend der Planungshierarchie  
abgeschichtet zu formulieren.  
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass jeweils 
ein Umweltbericht für den F-Plan und B-Plan 
anzufertigen ist. Hier sollte aus den 
unterschiedlichen Umweltberichten  
erkennbar sein, welche Aspekte auf der F-Plan-
Ebene und welche auf der B-Plan-Ebene zu 
behandeln sind.  
 
>>> Sollte sich im weiteren Verfahren 
herausstellen, dass für eine flächensparende  
Erschließung ein Eingriff in vorhandene Biotope 
(hier: Knickstrukturen) erforderlich wird, ergeht 
frühzeitig der Hinweis, dass für diese Eingriffe in 
vorhandene gesetzlich geschützte Biotope die 
Inaussichtstellung einer Genehmigung der Unteren  
Naturschutzbehörde erforderlich ist, die im Rahmen 
des Genehmigungsantrages den  
Verfahrensunterlagen unbedingt beizufügen ist.  
 
>>> Auf die bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
insbesondere zu berücksichtigen allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB, 
sowohl der auf den zu entwickelnden Planbereich 
einwirkenden Geruchs- und Lärmemissionen als 
auch die Berücksichtigung der außerhalb des  
Planbereiches umliegenden Wohnbebauung 
südlich des Künzleweges wird  
hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Planunterlagen und 
Begründungen werden im weiteren 
Verfahren getrennt sowie jeweils ein 
Umweltbericht erstellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen und ggf. erforderliche 
Eingriffe mit der UNB abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird im weiteren 
Verlauf der Planung ein 
Schallgutachten erstellt.  
 
Das Plangebiet ist bereits heute durch 
eine Mischung aus Wohnnutzungen, 
landwirtschaftlichen Nutzungen, 
gewerblichen Betrieben sowie dem 
gemeindlichen Bauhof geprägt. Mit 
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- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

der Festsetzung eines dörflichen 
Wohngebietes wird diese bestehende 
Nutzungsstruktur planungsrechtlich 
gesichert und geordnet 
weiterentwickelt. Die für ein dörfliches 
Wohngebiet typische 
Nutzungsmischung wurde bei der 
Planung berücksichtigt. 
Die Landwirtschaftskammer 
Schleswig-Holstein wurde im 
Verfahren beteiligt und hat keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Planung vorgetragen. Es wurde 
lediglich empfohlen, die Belange der 
landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsbetriebe im Rahmen 
der Planung zu berücksichtigen. Dies 
ist erfolgt. Die bestehenden 
landwirtschaftlichen Nutzungen 
werden durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes in ihrem Bestand 
gesichert. Anhaltspunkte für 
erhebliche Nutzungskonflikte oder 
unzumutbare Geruchseinwirkungen 
liegen der Gemeinde nicht vor. 
 

33 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr SH 

Stellungnahme vom 26.03.2025 

 Die Unterlagen zur o.a. Bauleitplanung, werden mit 
der Bitte um Abgabe der Stellungnahme mit 
anliegendem Schreiben des Büros B2K vom 
26.02.2025 überreicht.  
 
Seitens des LBV-SH wird folgendes bemerkt:  
Gegen die o. a. Bauleitplanung bestehen in 
straßenbaulicher und verkehrlicher Hinsicht  
keine Bedenken.  
Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in der 
Verwaltung des LBV-SH liegen werden von  
der o. a. Bauleitplanung nicht betroffen.  
 
  
Hinweis von der Stabstelle 
Baustellenkoordinierung:  
Damit sich die Anbindung des Bebauungsgebietes 
an/über das klassifizierte Straßennetz und 
Materialtransporte für die Erschließung des 
Bebauungsgebietes nicht mit Baumaßnahmen des 
LBV.SH überschneiden, sind die Arbeiten zur 
Erschließung des Bebauungsgebietes im Vorwege 
mit der Baustellenkoordinierung des LBV-SH 
abzustimmen.  
Die Abstimmung mit der Baustellenkoordinierung 
des LBV.SH hat über das Funktionspost- 
fach baustellenkoordinierung@lbv-sh.landsh.de zu 
erfolgen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen.  

35 Schleswig-Holstein Netz AG 

Stellungnahme vom 18.03.2025 
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- Anregungen, Bedenken und Hinweise 

Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

 Wir haben Ihr Schreiben vom 26.02.2025 zur 
Kenntnis genommen.  
 
Aufgrund Ihrer Anfrage teilen wir Ihnen mit, dass 
unsererseits keine Bedenken bestehen, sofern bei 
der Baumaßnahme unsere Versorgungsleitungen 
berücksichtigt werden. Für Ihre Planung 
notwendige Bestandspläne der Schleswig-Holstein 
Netz AG erhalten Sie auf unserer Homepage unter  
www.sh-netz.com/Leitungsauskunft. 
  
Die elektrische Energieversorgung im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 18 wer-  
den wir von einer Trafo-Station aus durchführen, 
die wir im Zuge der Erschließung des  
Baugebiets erstellen werden. Für den geplanten 
Stationsstandort benötigen wir eine Fläche von 
mindestens 5m x 5m. Wir schlagen vor, das 
Grundstück separat zu vermessen und im 
Gemeindeeigentum zu belassen. Zu einem 
späteren Zeitpunkt werden wir die Eintragung einer 
Grunddienstbarkeit für die Fläche, die uns 
kostenlos zur Verfügung gestellt werden muss, 
beantragen. 
 
 

Ggf. bestehende 
Versorgungsleitungen werden im 
Rahmen der Erschließungsplanung 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan wird ein Standort 
für eine Transformatorstation 
festgesetzt. 

42 Eisenbahn-Bundesamt 

Stellungnahme vom14.03.2025 

 Ihr Schreiben/E-Mail wird beim Eisenbahn-
Bundesamt unter dem Geschäftszeichen  
57125-571pt/020-2025#092 bearbeitet.  
Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger 
öffentlicher Belange.  
 
Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige 
Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen  
und die Bahnstromfernleitungen 
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des 
Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob 
die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. 
Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes 
über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes  
berühren.  
 
Der Geltungsbereich der Bauleitplanung liegt bei 
der Eisenbahnstrecke Nr. 1040 Neumünster –  
Flensburg. Infrastrukturbetreiberin für diese Strecke 
ist die DB InfraGO AG, eine Eisenbahn des  
Bundes. Belange des Eisenbahn-Bundesamtes 
sind insoweit berührt. 
 
Es ergeht folgende Stellungnahme: 
 
1. Planrechtsverfahren nach § 18 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG), die Auswirkungen  
auf das Vorhaben haben können, sind beim 
Eisenbahn-Bundesamt derzeit nicht anhängig.  
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 
genommen. Es werden keine 
Abwägungsrelevanten Inhalte 
vorgebracht. 

http://www.sh-netz.com/Leitungsauskunft
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Gemeindliche Stellungnahme und 
Abwägungsentscheidung 

Aus planrechtlicher Sicht bestehen keine 
Bedenken.  
 
Allgemeine Hinweise:  
 
2. Immissionen aus dem Betrieb der Bahn, wozu 
auch Erschütterungen zählen, sind zu dulden.  
 
3. Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-
Bundesamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der  
Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen oder 
Bahnstromleitungen prüft. Die Betreiber dieser 
Anlagen sind möglicherweise betroffen. Laut 
beigefügtem Verteiler wurde die DB AG 
(koordinierende Stelle: DB Immobilien, Region 
Nord, Hammerbrookstr. 44, 20097 Hamburg, 
db.dbimm.nl.hmb.postfach@deutschebahn.com) 
bereits in das Verfahren eingebunden und ihr zu 
einer Stellungnahme Gelegenheit gegeben.  
 
Rein vorsorglich sei noch auf Folgendes 
hingewiesen:  
Diese Stellungnahme berührt weder noch ersetzt 
sie die Stellungnahme der Deutschen Bahn AG. 

 
 


